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European Citizenship bzw. Unionsbürgerschaft
Im Zuge der europäischen Einigung wuchsen die beteiligten Staaten über Jahrzehnte hinweg immer enger zusammen. Von den Bürgern, ihren Chancen und Rechten, war in den Grundverträgen der Gemeinschaft mit ihrer politisch- institutionellen Sichtweise anfangs jedoch kaum die Rede. Es fehlte eine sichtbare Verbindung zwischen dem europäischen Einigungswerk und den vielen einzelnen Europäern. Das änderte sich erst mit dem Vertrag vom Maastricht 1992. Durch diesen wurde u.a. die Unionsbürgerschaft eingeführt. Alle Bürger eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union sind demnach zugleich Bürger der Europäischen Union bzw. Unionsbürger. Die Unionsbürgerschaft ersetzt die nationale Staatsbürgerschaft nicht, sondern ergänzt sie. Durch die Unionsbürgerschaft entstehen den Bürgern zusätzliche durch EU- Verträge garantierte Rechte, auf die sie sich im Alltag stützen können. Sie beinhaltet neben den Rechten aber auch Pflichten, diese werden allerdings nicht konkret formuliert. 
Die Unionsbürgerschaft ist seit 2009 durch den Vertrag von Lissabon über den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV, Artikel 18 - 25) und den Vertrag über die Europäische Union (EUV, Artikel 9 -12) geregelt und erweitert die europäische Integration, bis dahin in erster Linie wirtschaftlicher Natur, um eine neue politische Dimension.

Der Status der Unionsbürgerschaft bedeutet für jeden Unionsbürger und jede Unionsbürgerin, folgende Rechte zu haben: 

1)
Recht auf Freizügigkeit
2)
Recht auf aktives und passives Wahlrecht bei Kommunal- und Europawahlen
3)
Recht auf diplomatischen und konsularischen Schutz
4)
Recht auf eine Bürgerinitiative und Zugang zu EU- Dokumenten
5)
Petitions- und Beschwerderecht
6)
Diskriminierungsverbot und Charta der Grundrechte


Quelle: Bergmoser und Höller Verlag, Die Rechte der Bürger in der EU, 04/ 2012
Arbeitsauftrag (Gruppenarbeit)
1. Jede Gruppe erarbeitet schriftlich eines der 6 Rechte. Es soll ein Handout (1/2 bis 1 Seite) für die anderen Gruppen erstellt werden, welches leicht verständlich über das jeweilige Recht informiert.  
2. Anschließend sollt ihr das von euch erarbeitete Recht jeweils bewerten, indem ihr folgende Fragen schriftlich beantwortet:

· Was habe ich von diesem Recht?

· Für wen könnte es wichtig sein?

· Könnte man darauf verzichten?

· Welche Folgen hätte das?

3. Es wird zwar in den Verträgen auch von Pflichten gesprochen, diese bleiben jedoch nahezu unbeschrieben. Welche Pflichten könnten Unionsbürger eurer Meinung nach haben?
Lösung:
zu 1)
Recht auf Freizügigkeit
Jeder Unionsbürger darf sich im gesamten Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei bewegen und (dauerhaft) aufhalten und überall studieren und arbeiten - vorbehaltlich der im EG-Vertrag aufgeführten Bedingungen. So müssen Personen, die in einem anderen EU-Land wohnen wollen, über ein Einkommen verfügen, das über dem vor Ort geltenden Sozialhilfesatz liegt. Dies soll verhindern, dass Bürger den     Wohnsitz verlegen, um höhere staatliche Unterstützungen zu erhalten.
Recht auf aktives und passives Wahlrecht bei Kommunal- und Europawahlen
„Aktives Wahlrecht“ heißt: man darf wählen; „passives Wahlrecht“ bedeutet, dass man gewählt werden darf. Hat also ein Unionsbürger seinen Wohnort in einem anderen EUStaat, darf er sich dort bei den Kommunal- oder Europawahlen als Kandidat aufstellen lassen und er darf selbst wählen. Die Wahlen zu den Nationalversammlungen, Parlamenten bzw. dem Bundestag sind davon ausgenommen. Sie sind den Staatsangehörigen vorbehalten. Seit einigen Jahren wird jedoch diskutiert, auch diese Wahlen für EU-Bürger oder gar für alle im Land lebenden Bürger zugänglich zu machen.

Recht auf diplomatischen und konsularischen Schutz
Bei einem Aufenthalt in einem der EU nicht angehörenden Drittstaat können Unionsbürger den konsularischen Schutz jeder Botschaft oder jedes Konsulats anderer EU-Staaten in Anspruch nehmen, wenn ihr Heimatstaat in diesem Drittstaat keine erreichbare ständige Vertretung unterhält (davon profitieren vor allem Bürger kleiner EU-Staaten). Der Schutz umfasst unter anderem Hilfe bei schweren Unfällen, in Todesfällen oder bei Gewaltverbrechen und Festnahmen.


Recht auf eine Bürgerinitiative und Zugang zu EU- Dokumenten
Mit der Bürgerinitiative können Unionsbürger die Kommission auffordern, einen Vorschlag zu einem Rechtsakt vorzulegen. Hierfür müssen in zwölf Monaten insgesamt eine Million gültige Unterstützungsbekundungen in einem Viertel aller EU-Mitgliedsstaaten gesammelt werden. Der Anwendungsbereich der Bürgerinitiative ist auf die der Europäischen Kommission gemäß EU-Vertrag und AEU-Vertrag zugewiesenen Kompetenzen beschränkt.
Aufgrund der öffentlichen Kritik, dass die EU-Organe auf Arbeitsebene Dokumente behandeln, die von entscheidender Bedeutung für die Bürger aber nicht öffentlich zugänglich sind, hat jeder Bürger inzwischen “das Recht auf Zugang zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission” - vorbehaltlich besonderer Bestimmungen etwa aufgrund von Sicherheitsinteressen.


Petitions- und Beschwerderecht
Jeder Unionsbürger kann sich mit einer allgemeinen Petition an das Europäische Parlament wenden. Allerdings muss sich die Petition auf Angelegenheiten beziehen, für die die EU zuständig ist, z.B. Umweltfragen, Beschäftigungsschutz oder die Anerkennung beruflicher Qualifikationen. Wenn die Petition zulässig ist, entscheidet der Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments, wie damit weiter verfahren wird.

Der Unionsbürger kann sich wegen Missständen bei Tätigkeiten der Organe oder Institutionen der Union (mit Ausnahme des Gerichtshofs) auch mit Beschwerden an den Europäischen Bürgerbeauftragten wenden.
Diese, wie auch alle anderen Eingaben an die Organe der Gemeinschaft, können in der Muttersprache verfasst sein - die Bürger haben ein Recht auf Beantwortung in ihrer Sprache.
Diskriminierungsverbot und Charta der Grundrechte
In der EU ist „jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit“ verboten. Diskriminierung heißt: unterschiedliche Behandlung in vergleichbarer Situation ohne sachliche Rechtfertigung oder Rechtsgrundlage. Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die ihren Personalausweis bei sich haben, müssen in jedem Staat des Binnenmarktes grundsätzlich so behandelt werden, als seien sie Einheimische. Jedoch ist eine Schlechterstellung dann nicht verboten, wenn sie durch europäisches Recht zugelassen ist oder auf sachgerechten Gründen beruht.
Im Vertrag von Nizza (2000) wurde zudem eine Charta der EU- Grundrechte verabschiedet. Diese Charta teilt sich auf in die Kapitel Menschenwürde, Freiheiten, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte, Justitielle Rechte und Allgemeine Bestimmungen. Darin schreibt sie den Schutz der Würde des Menschen fest, verbietet Todesstrafe, Folter, Sklaverei und Menschenhandel. 

zu 2) 
schülerabhängige Lösung

zu 3) 
schülerabhängige Lösung
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